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Rechtssatz 

Eine Einschränkung dahin, dass der Informationssuchende nur dann, wenn er bereits in Kenntnis eines 
bestimmten Verfahrens oder Projekts ist und dadurch in die Lage versetzt wurde, ein solches zu 
bezeichnen, ein Begehren auf Mitteilung von Umweltinformationen stellen kann, ist dem Wr 
UmweltinformationsG 2001 nicht zu entnehmen. Eine derartige Sichtweise steht auch mit den in § 1 Abs. 
1 Z 1 und 2 Wr UmweltinformationsG 2001 genannten Zielen, wonach Ziel dieses Gesetzes die 
Information der Öffentlichkeit über die Umwelt, insbesondere durch 1. Gewährleistung des Rechts auf 
Zugang zu den bei den informationspflichtigen Stellen vorhandenen oder für diese von anderen Stellen 
bereitgehaltenen Umweltinformationen und 2. Förderung der systematischen und umfassenden 
Verfügbarkeit und Verbreitung von Umweltinformationen ist, nicht im Einklang. 
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